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D
ie Gegner des umstrittenen Nord-
ostrings zwischen Kornwestheim
und Waiblingen sind alarmiert. Der

Gesetzentwurf zum Bundesverkehrswege-
plan 2030, der am Freitag im Bundesrat be-
raten werden soll und in dem die seit Jah-
ren heiß diskutierte Straße als Bedarfspro-
jekt aufgelistet ist, wimmle nur so von fal-
schen Zahlen, Prognosen und Annahmen.
Und das, obwohl die Projektgegner im
Frühjahr 2016 bei der Bürgeranhörung
zum Bundesverkehrswegeplan auf die ent-
sprechenden Fehler in dem Papier hinge-
wiesen hätten. „Die Anhörung war offenbar
eine reine Farce. So erzeugt man Politik-
verdrossenheit“, sagte der Vorsitzende der
Bürgerinitiative Arge Nordost, Joseph
Michl, am Mittwoch. 

Er nennt Beispiele: So gehe das Bundes-
verkehrsministerium, das die Zahlen zu
dem Gesetzentwurf beigesteuert hat, da-
von aus, dass etwa der gerade im Bau be-
findliche Rosensteintunnel – noch ohne
Bau des Nordostrings – im Jahr 2030 rund
7000 Fahrzeuge pro Tag aufnehmen müs-
se. Dagegen gehe die Stadt Stuttgart in
ihren eigenen Prognosen von rund 67 000 
Autos pro Tag im Tunnel aus. Michl spricht
von „Schlamperei“ und will rechtliche
Schritte prüfen, falls der Gesetzentwurf in 
Kraft treten sollte. Die Arge Nordost for-
dert nun, das Zahlenwerk erneut zu über-
arbeiten. Nach der Anhörung sei das Pro-
jektdossier zunächst nicht mehr im Inter-
net zu finden gewesen. Am 15. September
dann sei das überarbeitete Papier wieder
einsehbar gewesen – allerdings ohne dass 
die Zahlen korrigiert worden seien. 

Das Bundesverkehrsministerium stütze
sich offenbar auf eine Verkehrsuntersu-
chung aus dem Jahr 2000, mithin auf völlig
veraltete Daten, so der Projektkritiker. Er
hoffe, dass die von den Grünen geführte
Landesregierung gegen das Projekt Ein-
spruch anmelden werde.

Dass der Nordostring zumindest von
den Grünen strikt abgelehnt wird, ist be-
kannt. Mehrfach hatte sich etwa Landes-
verkehrsminister Winfried Hermann
(Grüne) gegen die Straßenverbindung aus-
gesprochen. Erst am Dienstag hatte der
neue Stuttgarter Regierungspräsident 
Wolfgang Reimer (Grüne) gesagt: „Der
Nordostring ist ein Projekt, welches nicht
mehr in die Zeit hineinpasst.“

Straßen Kritiker bemängeln, der 
Bundesverkehrswegeplan strotze 
vor Fehlern. Von Thomas Braun

Nordostring: 

Gegner fordern 

neue Anhörung
Die Stadt und der Bahnhofsarchitekt Christoph Ingenhoven liegen bei der Planung für das weitere Umfeld der neuen 

Station über Kreuz. Der Bundesrechnungshof stellt die Wirtschaftlichkeit des Milliardenvorhabens infrage. 

Stuttgart 21

S-21-Architekt beruft sich auf Wettbewerb

C
hristoph Ingenhoven. Architekt
des neuen Tiefbahnhalts in Stutt-
gart, weist den Vorwurf zurück,

mit der Kritik an der Stadt lediglich rund 
um den Bahnhof weitere Aufträge an
Land ziehen zu wollen. Der Düsseldorfer
Planer weist auf das Wettbewerbsgebiet 
hin, das 1997 zur sogenannten Überpla-
nung ausgeschrieben war. Das reicht in et-
wa vom Wullesteg im Nordosten über das
Portal des Wagenburgtunnels in den Obe-
ren Schlossgarten führend weiter entlang
der Schillerstraße und dem Arnulf-Klett-
Platz bis vor die ehemalige Bahndirek-
tion. Von dort geht der Bereich weiter
über den Kurt-Georg-Kiesinger-Platz 
weit ins heutige Gleisvorfeld des Bahn-
hofs ragend und in gerader Linie nördlich
des Biergartens und des Planetariums
wieder zum Wullesteg. 

Nach Lesart von Ingenhoven obliegen
ihm mit dem Zuschlag im Wettbewerb
auch die weiteren Planungen. Er verweist
in diesem Zusammenhang auf die Grund-
sätze und Richtlinien für Wettbewerbe
auf den Gebieten der Raumplanung, des
Städtebaus und des Bauwesens. Das Re-
gelwerk, kurz GRW, schreibt das Vorge-
hen bei Planungswettbewerben fest. 

Im Ausschreibungstext des 1997 von
der Deutschen Bahn unter Beteiligung
des Landes Baden-Württemberg und der
Stadt Stuttgart ausgelobten Wettbewerbs
hieß es unter anderem: „Darüber hinaus
ist die städtebauliche, gestalterische und
funktionale Einbindung des neuen
Hauptbahnhofs in das städtebauliche 
Umfeld und die Schlossgartenanlagen
herzustellen.“ Zu dem damaligen Wettbe-
werb waren ausschließlich Arbeitsgrup-
pen zugelassen, die Vertreter der Fach-
richtungen Architekten/Stadtplaner, In-
genieure der Tragwerksplanung, Ver-
kehrsplaner sowie Garten- und Land-
schaftsarchitekten in ihren Reihen haben.
Diese Zusammensetzung zeige auch, dass

es um weit mehr als einen bloßen Archi-
tektenentwurf für den eigentlichen Bahn-
hofsbau gegangen sei, so Ingenhoven. 

In einer ersten Phase nach dem Wett-
bewerb habe sein Büro auch mit dem
Land zusammen an einem „Parkpflege-
werk“ gearbeitet. Für die Stadt habe er
Pläne im Bereich der Haltestellenunter-
führung an der Willy-Brandt-Straße ge-
fertigt. Beide Arbeiten gingen über den 
eigentlichen Bahnhofsbau hinaus, erklärt

der Architekt. Im Gespräch mit der StZ 
untermauert er seine bei der Grundstein-
legung erhobene Forderung, die Stadt
müsse bei der Planung für das Bahnhofs-
umfeld einen Zahn zulegen – zumindest
an der Schnittstelle zur City. Warte man
damit bis zur Fertigstellung des Bahnhofs
drohe an dieser wichtigen Stelle für die
Stadtentwicklung ein Stillstand. 

Dass die Stadt Stuttgart nun einen wei-
teren Wettbewerb für die Klett-Passage in
Erwägung ziehe, habe man ihm bei einem
Gespräch im Rathaus mitgeteilt. Ein 
Brief, in dem er Oberbürgermeister Fritz
Kuhn und Baubürgermeister Peter Pät-
zold (beide Grüne) sein Befremden über

dieses Vorgehen mitgeteilt habe, sei bis
dato unbeantwortet geblieben. 

Womöglich hat auch die Bahn selbst
noch ein Wort mitzureden, wenn es um
die Zukunft der Klett-Passage geht. Denn 
die Stadt ist in dem mittlerweile mehr als
40 Jahre alten unterirdischen Verbin-
dungsbauwerk mit Einkaufsmöglichkeit 
nicht alleinige Hausherrin.

„Die DB Station & Service AG ist Min-
derheitsmiteigentümer der Klett-Pas-
sage“, erklärt ein Bahn-Sprecher auf An-
frage. Die Landeshauptstadt sieht das an-
ders: „Die Passage gehört der Stadt, wir
haben die Rechte an die SSB abgetreten“,
sagt ein Stadtsprecher.

Stadtgestaltung Christoph Ingenhoven verweist auf das Gebiet, das 
1997 zur Überplanung ausgeschrieben war. Von Christian Milankovic

Legt Christoph Ingenhoven ( li.) – hier gemeinsam mit Bahn-Chef Rüdiger Grube – nicht nur den 
Grundstein für den neuen Bahnhof ? Foto: dpa

Kriminalität

Einbrecher gibt sich 
als Fensterputzer aus
Ein unbekannter Täter, der sich als Fens-
terputzer ausgibt, hat offenbar Senioren-
wohnungen ins Visier. Auch im jüngsten 
Fall tappt die Polizei im Dunkeln. Zuletzt
betroffen war eine 73 Jahre alte Wohn-
heimbewohnerin im Stuttgarter Westen.
Die Frau machte in ihrem Zimmer an der
Rosenbergstraße am Montag gegen 14.40
Uhr ihren Mittagsschlaf, als sie von einem
Geräusch aufwachte. In ihrer Wohnung
stand ein Fremder. „Wie er dorthin gekom-
men war, ist noch unklar“, sagt Polizeispre-
cher Jens Lauer. Auf die Frage der Frau, was
der Unbekannte bei ihr zu suchen habe, gab
sich der Mann als Fensterputzer aus. Nach-
dem die Frau ihm klarmachte, dass es bei
ihr nichts zu putzen gebe, ging der Fremde.
Er ist 20 bis 30 Jahre alt, sieht gepflegt aus,
hat dunkle rasierte Haare, einen dunklen 
Teint und spricht mit leichtem Akzent. 
Zeugenhinweise unter: 89 90 - 33 00.

Es ist möglich, dass es sich um densel-
ben Täter handelt, der vorige Woche an
einem Seniorenheim in Zuffenhausen über
ein Gerüst in den vierten Stock geklettert
ist und sich über ein Fenster Zugang in die
Wohnung einer 93-Jährigen verschafft hat.
Dort gab es sich als Fensterputzer aus, der
sich im Stockwerk geirrt habe. Die gleiche
Ausrede gebrauchte er, als er in eine weite-
re Wohnung einstieg und dort von zwei 74 
und 89 Jahre alten Frauen zur Rede gestellt
wurde. Auch hier trat er die Flucht an. wdo

Flüchtlinge mit falschem Schweden-Siegel erwischt

I
rakische Passagiere in Flugzeugen aus
Griechenland mit Pässen aus Syrien
und Aufenthaltsgenehmigungen aus

Schweden – der Fantasie, mit der Flücht-
linge nach Deutschland zu gelangen versu-
chen, sind offenbar keine Grenzen gesetzt.
Auf dem Flughafen sind gleich elf Personen
von der Bundespolizei mit falschen Pässen 
aufgegriffen worden.

Gelandet waren sie am Dienstagabend
mit zwei Fliegern aus Thessaloniki. Eine
Maschine aus Griechenland war gegen 19 

Uhr in Stuttgart angekommen. Fünf Passa-
giere mit syrischen Reisepässen wurden
anschließend einer sogenannten grenz-
polizeilichen Kontrolle unterzogen. Die 
Beamten stellten fest, dass nicht nur die
Pässe gefälscht waren, sondern auch die 
Aufkleber darin – angebliche schwedische
Aufenthaltstitel. Die kontrollierten Passa-
giere gaben an, in Wirklichkeit Iraker zu 
sein und in Deutschland Asyl beantragen
zu wollen. „Woher die Pässe stammen, ist
unklar“, sagt die Bundespolizeisprecherin

Saskia Bredewald. „Sie sind offenbar aber 
in Griechenland gekauft worden.“ Dafür
dürften Summen von mehreren Tausend
Euro geflossen sein.

Offenbar gibt es falsche Pässe mit
Schweden-Siegel in größeren Chargen.
Denn gegen 23 Uhr flog die nächste Ma-
schine aus Griechenland ein – mit dem
nächsten Fund. Eine sechsköpfige Familie
legte ebenfalls syrische Pässe mit angebli-
chem Aufenthaltsrecht in Schweden vor.
Auch sie beantragte Asyl. „Ermittelt wird
nun wegen des Verdachts der Urkundenfäl-
schung und des Verschaffens von falschen
amtlichen Ausweisen“, sagt Polizeispre-
cherin Bredewald. Die elf Iraker kamen
trotzdem an ihr Ziel: Sie wurden an die

Landeserstaufnahmestelle nach Karlsruhe 
weitergeleitet. 

Den Ermittlungsbehörden ist offenbar
schon länger bekannt, dass Fälscherban-
den mit schwedischen Aufenthaltstiteln
handeln. Damit lässt es sich nämlich leich-
ter im sogenannten Schengen-Raum in der
Europäischen Union reisen. Ein Hintertür-
chen dafür, wenn man trotzdem mit einem
irakischen oder syrischen Pass unterwegs
ist. „In der Vergangenheit hatten wir im-
mer wieder mal solche Fälle“, sagt Horst
Haug vom Landeskriminalamt, „nur in die-
sem Jahr war das bisher nicht mehr auffäl-
lig.“ So ändern sich die Zeiten. Seit Diens-
tagabend ist das falsche Schweden-Siegel 
wieder ein Thema bei den Behörden.

Asyl In zwei Maschinen aus Griechenland landen elf Passagiere mit 
nachgemachten Papieren auf dem Flughafen. Von Wolf-Dieter Obst
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Zweifel an der Wirtschaftlichkeit von Stuttgart 21

A
uch in einem zweiten Gutachten
warnt der Bundesrechnungshof
davor, dass Stuttgart 21 noch teu-

rer und noch später fertig werde. In dem
streng vertraulichen Papier für den Bun-
destag, das dieser Zeitung vorliegt,
kommt die oberste Finanzkontrollbehör-
de zum Ergebnis, dass das bereits mehr-
fach verteuerte Projekt am Ende fast zehn
Milliarden Euro kosten wird. Projektrisi-
ken und Kosten von fast zwei Milliarden
Euro sowie Bauzinsen von einer Milliarde
Euro seien bisher in den Rechnungen der
Bahn nicht enthalten, heißt es in der 18-
seitigen Expertise. Einige Chancen seien
überdies „zu optimistisch eingerechnet“.
Zudem könne nicht ausgeschlossen wer-
den, dass S 21 frühestens im Jahr 2023 in
Betrieb gehen könne „und kaufmännisch 
sogar erst 2027 abgeschlossen wird“,
schreiben die Experten. „Dies hätte zur
Folge“, so das Fazit, „dass sich die zu er-
wartenden Mehrkosten weiter erhöhen
und die DB AG noch mehr Eigenmittel für
das Projekt einsetzen muss“. 

Der Bundesrechnungshof hat wichtige
Bahn-, Aufsichtsrats- und Regierungs-
unterlagen über einen Zeitraum von
mehr als drei Jahren geprüft. Es bestün-
den „zahlreiche Anhaltspunkte“, dass der 
aktuell veranschlagte Kostenrahmen bis
zum geplanten kaufmännischen Projekt-
abschluss 2025 „erheblich überschritten
werden könnte“, so das Gutachten. Das 
könnte die ohnehin schon angespannte
wirtschaftliche Lage der Bahn weiter ver-
schlechtern, warnen die Prüfer. Dadurch
könnten der Unternehmenswert und die
Auszahlung der Bahndividende an den 
Bund beeinträchtigt werden. 

In dem Gutachten befasst sich der
Rechnungshof mit der „Prüfung der
unternehmerischen Betätigung des Bun-
des bei der Bahn“. Im Aufsichtsrat der
Bahn sitzen drei Staatssekretäre. Zwei da-
von stimmten im März 2013 dafür, dass
die Bahn aus eigenen Mitteln zusätzlich
bis zu zwei Milliarden Euro für S 21 ein-
setzt. Nur so konnte die Kostenexplosion
von 4,5 auf 6,5 Milliarden Euro aufgefan-

gen werden. Die Zustimmung des Auf-
sichtsrats stand auf der Kippe. Die Staats-
sekretäre hatten Vorbehalte, weil sich 
Stuttgart 21 für die Bahn zu einer unwirt-
schaftlichen Investition entwickelte.

„Stuttgart 21 bleibt im Rahmen der 6,5
Milliarden Euro“, hatte Bahn-Chef Rüdi-
ger Grube bei der Grundsteinlegung für
den Tiefbahnhof erklärt. Das Thema wer-
de am 13. Oktober im Aufsichtsrat behan-
delt. Er verspreche „maximale Transpa-
renz und Ehrlichkeit“. Zum Bericht der
Prüfer erklärt die Bahn: „Die Deutsche 
Bahn nimmt mit großer Irritation zur
Kenntnis, dass ein Bericht des Bundes-
rechnungshofs über angebliche Mehrkos-
ten beim Projekt Stuttgart 21 zahlreichen 
Medien vorliegt.“ Die Bahn kenne den Be-
richt nach wie vor nicht. 

„Der Rechnungshof legt das Versagen
von Minister Dobrindt (CSU) bei Stutt-
gart 21 schonungslos offen“, sagt Matthias
Gastel, von der Grünen-Bundestagsfrak-
tion. Landesverkehrsminister Hermann
(Grüne) sagt, die Bahn habe Risiken 
unterbewertet. Kanzlerin Merkel und Fi-
nanzminister Schäuble (CDU) hätten
dem Projekt eine überragende nationale
Bedeutung zugeschrieben. Der Bund
müsse daher weitere Risiken finanzieren.

Gutachten Der Rechnungshof fordert den Bahnaufsichtsrat zu einer 
kritischen Prüfung auf. Von Konstantin Schwarz und Thomas Wüpper
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